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Köln – Das Internet vermittelt
den Eindruck grenzenloser
Auswahl an Informationen. In
Wahrheit, sagt der Medienwis-
senschaftlerMartin Andree der
Uni Köln, nutzen die meisten
inzwischen die Angeboteweni-
ger Tech-Konzerne, denen dar-
aus enorme politische Macht
erwächst. Die Politik reagiert
darauf kaum. Medienhäuser,
Rundfunkanstalten und Ver-
bände wollen deshalb mit der
Aktion „Demokratie braucht
vieleStimmen“aufdieseBedro-
hung aufmerksam machen. In
ganz Deutschland gibt es diese
Woche Aktionen und Beiträge
in Print, Rundfunk und Fernse-
henmit der Botschaft: Transpa-
renter Journalismus, objektive
Berichterstattung und eine
breite Vielfalt an Informati-
onsquellen sind eine tragende
SäulederDemokratie.
Unsere Zeitung beteiligt sich

unter anderemmit dieser Seite
und dem Aufruf, den Algorith-
mender digitalenWelt kritisch
zubegegnen.MartinAndreeer-
klärt im Interview mit Andrea
Gourd, wie Künstliche Intelli-
genz die Entwicklung ver-
schärft.

HerrAndree,Siehabenfür
IhrneuesBuchdiedigitale
Welterneutvermessen.
Wie ist ihrFazit?

Die massive Monopolisierung
istquasi identischwievorsechs
Jahren. Wir sehen täglich, wie
unabhängige Anbieter von den
Tech-Konzernen immer mehr
andieWandgedrücktwerden.

DieAuswahl imInternet ist
nurscheinbargrenzenlos?

Bei 18 Millionen unterschiedli-
chen Angeboten scheint Viel-
faltmehralsgewährleistet.Ent-
scheidend ist aber nicht, was
theoretisch existiert, sondern
was tatsächlich genutzt wird.
Undda stellenwir fest, dass vor
allem die Tech-Monopole stark
genutzt werden. Wir messen
das mit dem Gini-Koeffizien-
ten. Er liegt zwischen 0 und 1:
NullbedeutetvölligeGleichver-
teilung,einsmaximaleKonzen-
tration. Bei der Verteilung der
Aufmerksamkeit in digitalen
Medien kommenwir auf einen
Wertvon0,987.Daszeigt einge-
radezu unvorstellbares Aus-
maßanMonopolisierung.

Google,YouTube, Instagram
–warumistdieser
wirtschaftlicheErfolg
einProblemfürdie
Demokratie?

Medienmonopole sind grund-
sätzlich abzulehnen. Das gilt
bei staatlicher oder autokrati-
scher Kontrolle. Es gilt aber
auchdann,wennPrivatkonzer-
ne dieMonopole kontrollieren.
Stellen Sie sich vor, ein Mega-
Unternehmer hätte im20. Jahr-
hundert in Deutschland alle re-
daktionellen Medien kontrol-
liert. Auf Kritik an diesem Mo-

nopol hätte er sagen können:
„Ich habe doch tausende Jour-
nalistenunterschiedlicherpoli-
tischerCouleur,dievölligunab-
hängig arbeiten. Redaktion
und Management sind ge-
trennt – wo ist das Problem?“
Das hätten wir zu Recht nie-
mals akzeptiert. Und wir soll-
ten es im digitalen Raum ge-
nauso wenig hinnehmen. Prin-
zipiell ist es egal, obOligarchen
die Öffentlichkeit durch direk-
ten Einfluss oder durch Algo-
rithmen beherrschen. Medien-
monopolehabeninDemokrati-
ennichtszusuchen.

Jederkannauchandere
Quellenabrufen.
ÜberschätzenSiedieMacht
derPlattformennicht?

Die digitalen Medien kontrol-
lieren etwa60Prozent dermas-
senmedialen Aufmerksamkeit
und damit das Fundament der
politischen Meinungsbildung
in unserer Demokratie. Die
Plattformen bestimmen we-
sentlichmit,wasdieMenschen
zusehenbekommen–durchal-
gorithmische Feeds und jetzt
sogar KI-Zusammenfassungen.
Wenn Menschen Inhalte von
Monopolisten eingeflößt be-
kommen: Woher sollen sie
dann überhaupt wissen, wo-
nachsie suchenkönnten?

SiesehendasProblemschon
imGeschäftsmodellder
Plattformen.Warum?

Das Kernproblem ist für mich
das Haftungsprivileg: Wir ha-
ben Wirtschaftsakteure entste-
hen lassen, die unermessliche
Profite mit Geschäftsmodellen
machen, für die sie weitestge-
hend von der Haftung befreit
sind. Bis heute könnenPlattfor-
men mit strafbaren Inhalten,
etwa Volksverhetzung, Ver-
leumdung, Rassismus oder Ho-
locaustleugnung, Geld verdie-
nen. Schon in den Neunziger-
undNuller-JahrenwurdeKritik
mit dem Argument zurückge-
wiesen,manwolle das Internet
„zensieren“. Das halte ich für
falsch. Meinungsfreiheit lässt
sich auch unter Bedingungen
von Anonymität ermöglichen,
ohne die Monetarisierung von

Straftaten zu erlauben. Im Stra-
ßenverkehr fahren wir ohne
Klarnamenundhabenvolle Be-
wegungsfreiheit – aber wer Ge-
setzebricht,mussdafürVerant-
wortungübernehmen.

NunkommtKIhinzu.
Google&Co.beantworten
Fragenzunehmendselbst,
ohneaufdieursprünglichen
Quellenweiterzuleiten.

Wasverändertdas?
Unsere aktuellen Messungen
zeigen ein dramatisches Bild.
Google beispielsweise kann die
Nutzungsdauer massiv erhö-
hen. Die redaktionellen Anbie-
ter der Inhalte werden dabei
quasi enteignet – und Google
frisst sich auf deren Kosten
nochvoller.

Washeißtdaskonkret für
denJournalismus?

Wir erleben gerade eine massi-
ve Krise der Pressefreiheit. Sie
ist nämlich nicht nur bedroht,
wenn staatliche Akteure inter-
venieren, sondern auch, wenn
Journalismus unter den Bedin-
gungen digitaler Monopole sei-
ne Sichtbarkeit und damit sei-
ne Stimme verliert. Leider gibt

esdagegenkeinerleiProtest.

EuropahatmitdemDigital
MarketsActunddemDigital
ServicesActRegelnfür
großePlattformengeschaf-
fen. Ihnenreichtdasnicht.

Tragisch ist, dass Monopole re-
gulatorisch prinzipiell leicht
für Wettbewerb zu öffnen wä-
ren. Das haben wir in Deutsch-
land bei der Deutschen Tele-
kom selbst bewiesen. Ähnliche
Mechanismen könnteman bei-
spielsweise über den Medien-
staatsvertrag umsetzen. Zu-
sammenmit Prof.Nikolaus Pei-
ferhabe ich2024dazueineAus-
arbeitung veröffentlicht, in der
wirzeigen,wiedaskonkretum-
gesetzt werden könnte. Aber
die Medienpolitik traut sich
nicht, dieses Wurzelproblem
derTech-Monopolezu lösen.

Wennwir2035zurück-
blicken:Woranwürdenwir
erkennen,dasswirdie
digitaleÖffentlichkeitzu-
rückgewonnenhaben?

Daran, ob Deutschland noch
ein demokratischer Staat ist.
Denn demokratische Souverä-

nität ist langfristignurmit digi-
taler Souveränität auf demFeld
der Medien möglich. „Alle
Staatsgewalt geht vom Volke
aus“, heißt es im Grundgesetz.
AberdasVolk informiert sich in
Medien. Die digitalen Medien
werden aus dem Silicon Valley
beherrscht. Heißt: Die demo-
kratischeGemeinschaft hat die
eigene Stimme bei der Gestal-
tung ihres demokratischen Fo-
rums längst verloren. In einer
fremdbestimmten Öffentlich-
keit kollabiert aber auchdiede-
mokratischeSouveränität.

Die gefährliche Macht von Google & Co.
INTERVIEWMedienwissenschaftler Martin Andree sieht unsere Demokratie in Gefahr – Politik ist gefordert

Wählen bedeutet auch Verantwortung: Das beginnt beim Su-
chen nach möglichst objektiven Informationen. IMAGO

ZurPerson

MartinAndree istMedienwissenschaftlerund lehrtanderUni-
versitätzuKöln.SeitvielenJahrenbeschäftigter sichmitder
Frage,wieGoogle,Meta&Co.unseredigitaleÖffentlichkeit
prägenundwas ihrewachsendeMachtfürMedienundDemo-
kratiebedeutet. In seinemBuch„KriegderMedien“ (2025)hat
erdieFolgenderPlattformmachtfürMedienfreiheitundDe-
mokratieuntersucht.Für„VermessungderdigitalenWelt“
(2026)hateranhandvonNutzungsdatenanalysiert,wiesich
unsereAufmerksamkeit imNetztatsächlichverteiltundwie
dominantBigTech inzwischen ist.

Martin Andree
Medienwissenschaftler

TagderDemokratie

Am15.Septemberwirdder
InternationaleTagderDemo-
kratiebegangen.DieGeneral-
versammlungderVereinten
Nationen riefdenTag2007 ins
Leben,umdieGrundsätzeder
Demokratiezufördernund
aufrechtzuerhalten.DasMot-
to indiesemJahr lautet„Rai-
singHandsandVoices“,zu
Deutsch:HändeundStimmen
erheben.

Mehr zur medienübergreifenden Initiative
„Demokratie braucht viele Stimmen“ unter www.viele-stimmen.de

Die Pressefreiheit
und die Freiheit der
Berichterstattung
durch Rundfunk
und Film werden
gewährleistet.
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Bundesrepublik Deutschland,
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